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Die erste Seite
Koalitionsverhandlungen und Steuern
Bekanntermaßen haben sich die Parteien, die die sog. „Am-
pel-Koalition“ bilden, nicht nur w�hrend der Koalitionsver-
handlungen Stillschweigen auferlegt und sich erstaunlicher-
weise auch daran gehalten. Insofern sind inhaltlich keine
Informationen nach außen gedrungen, auch nicht zur Steuer-
politik. Dabei ist gerade dieses Politikfeld, nicht nur durch in-
ternationale Entwicklungen, von entscheidender Bedeutung.
Sorgen doch erst die Steuern daf�r, dass Regierungen hand-
lungsf�hig sind. Dar�ber hinaus ist auch in den letzten zwei
Legislaturen das Thema Steuern nicht im Fokus der Handeln-
den gewesen. Was ist also zu erwarten, bzw. was ist n�tig?

Werden die Wahlprogramme nach dem Thema Steuern durch-
leuchtet, so zeigt sich, dass die Gr�nen und die SPD vor allem
Spitzenverdiener st�rker zur Kasse bitten wollen. Das Wahl-
programm der FDP geht in eine andere Richtung. Nach die-
sem sollen die Steuerzahler eher entlastet werden. Die Son-
dierungsgespr�che f�hren zu einer grunds�tzlichen Absage
an Steuererh�hungen. Dies soll sowohl f�r die Einkommen-
steuer, Erbschaftsteuer, Mehrwertsteuer und Unternehmens-
steuern gelten. Unter Ziffer 9 des Papiers mit der �berschrift
„Ergebnis der Sondierungen zwischen SPD, B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN und FDP findet sich, dass der Kampf gegen
Steuerhinterziehung, Geldw�sche und Steuervermeidung in-
tensiviert werden soll. Ferner wird sich aktiv f�r die Einf�h-
rung der globalen Mindestbesteuerung eingesetzt. Neue Sub-
stanzsteuern sollen ebenso wenig eingef�hrt werden wie die
bereits angesprochenen Steuererh�hungen. Dagegen soll die
Konjunktur einen Schub durch sog. „Superabschreibungen“
f�r Investitionen in Klimaschutz und Digitalisierung erhalten.
Die Steuerb�rokratie soll sp�rbar verringert werden, indem
Schwellenwerte erh�ht und volldigitalisierte Verfahren ein-
gef�hrt werden.

Die Ausgestaltung der „Superabschreibung“ ist noch nicht
bekannt, so �ußert sich bereits das DIW sehr kritisch. Unter
dem Titel Ampel-Pl�ne zu „Superabschreibungen“ k�nnen
sich Investitionen und Wachstum erh�hen, finanzpolitische
Spielr�ume w�rden aber enger. Es ist zu lesen, dass eine Re-

duzierung der Abschreibungsdauer von Investitionen von
zehn auf vier Jahre kurz- bis mittelfristig zwar das Wirt-
schaftswachstum und die privaten Investitionen f�rdern, aber
in Folge dessen erg�be sich ein staatliches Defizit von bis zu
40 Mrd. Euro. Insofern w�ren „etwas h�here Unternehmens-
steuers�tze n�tig“.

Der BDI sieht die Pl�ne der Ampel, auf zus�tzliche Steuerbe-
lastungen zu verzichten, tendenziell als zu wenig an. Der
Standort Deutschland ben�tige dagegen eher eine grundle-
gende Reform der Unternehmenssteuern, um die Attraktivit�t
als Standort f�r Unternehmen in Zukunft zu gew�hrleisten.
Stillstand in der Steuerpolitik in der kommenden Legislatur
sieht der BDI als herbe Entt�uschung f�r die deutsche Wirt-
schaft an.

Von dem allseits kritisierten Problem, dass der sog. Mittel-
standsbauch angegangen wird, ist nichts zu vernehmen. Hier
k�nnte ein neuer Vorschlag des DIW f�r Bewegung sorgen.
So wird vorgeschlagen, den Grundfreibetrag auf 11300 e zu
erh�hen. Der Tarifverlauf soll so ge�ndert werden, dass der
Spitzensteuersatz statt bei 58000 e erst ab einem Bruttojah-
reseinkommen von 67000 e greifen soll. Im Gegenzug soll
der Spitzensteuersatz von 42% auf 45% steigen.

Die Grenze, ab der er greift, soll dagegen von 58000 e auf
67000 e angehoben werden. Der Solidarit�tszuschlag soll erst
ab dem Betrag von 67000 e einbehalten werden. Ein kinder-
loser Single mit einem Einkommen von 24000 e k�me so in
den Genuss von einer j�hrlichen Ersparnis von 240 e. Die Ent-
lastung wirke sich ab einem Einkommen von 127000 e bei
Ledigen und 254000 e bei Verheirateten nicht mehr aus. So
sei sichergestellt, dass Besserverdiener nicht mehr in den Ge-
nuss der Steuersenkung k�men. Die Gegenfinanzierung soll
dadurch sichergestellt werden, dass der Reichensteuersatz
von 45% auf 47% steigt und bereits ab einem Einkommen
von 200000 e bei Ledigen statt bisher 280000 e (bei Verhei-
rateten 400000 e statt 560000 e) erhoben wird. Dies f�hrte
dazu, dass ein Single mit einem Bruttogehalt von 195000 e

im Jahr 2000 e mehr Einkommensteuer zahlen m�sste. Die
Gesamtbilanz des Vorschlags f�hrt zu einem Entlastungsbe-
trag von 16 Mrd. e und bei den Reichen zu einer Mehrbelas-
tung von 4 Mrd. emithin in der Summe ein Verzicht auf finan-
zielle Mittel seitens des Staates von 12 Mrd. e.

Der Koalitionsvertrag ist erstaunlich unkonkret. Lediglich
die „Superabschreibung“ ist enthalten.

Es bleibt spannend, welche konkreten Maßnahmen die Am-
pel angehen wird!
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